






Kathrin Gerlof ist freie Journalistin und Autorin. Der Arti-
kel gibt die persönliche Meinung der Autorin  wieder.  
Eine Darstellung des Beteiligungskonzepts für das Städte-
baufördergebiet KMA II des Bezirks Mitte können Sie ab -
rufen unter: [https://bit.ly/3eLtPk3] 
 
 
DIE GESCHICHTE EINER EMANZIPATION 
Der Nachbarschaftsrat KMA II entstand, weil es das För-
derprogramm Städtebaulicher Denkmalschutz gibt. Stadt-
planungsamt und Koordinationsbüro hatten wegen der 
damit verbundenen, umfangreichen Baumaßnahmen ein 
Interesse daran, die Mitwirkung der Anwohner*innen zu 
bündeln und somit einen vernetzten und strukturiert 
arbeitenden Partner zu haben. Der Gründung «von oben» 
folgte ein turbulenter Emanzipationsprozess, in dessen 
Ergebnis aus dem Rat ein Verein wurde, der den Verant-
wortlichen auf die Finger schaut, sich damit oft unbeliebt 
macht und versucht, die sehr heterogenen Interessen ver-
schiedener Gruppen zu vertreten.  

Es war vernünftig gedacht und es gab ein ehrliches 
Interesse seitens der politischen- und Planungsämter 
sowie des Koordinationsbüros (KoSP GmbH), eine Interes-
senvertretung der Bürgerinnen und Bürger im 2. Bauab-
schnitt der Karl-Marx-Allee und in den angrenzenden 
Quartieren zu haben. Dahinter steckte aber auch – das ist 
nicht despektierlich – ein Kalkül. Denn einfacher ist, mit 
einer Interessenvertretung zu verhandeln, anstatt sich mit 
vielen einzelnen Bürgerinitiativen rumschlagen zu müssen.  

Am Anfang traf man sich im «Babette», das KoSP 
übernahm die Organisation, leitete die Sitzungen, unter-
breitete Vorschläge, lenkte die Aufmerksamkeiten und 
fing mögliche Ausreißer bei den Themen ein. Es machte 
das gut und moderierend, auch wenn sich eine beider-
seits vorhandene Vorsicht nicht in Abrede stellen ließ. 
Das Babette war 2017 noch ein öffentlicher Ort und 
zugleich stand es symbolisch für vieles, was in den Jahr-
zehnten nach der Wende, auch seitens der Politik, in der 
KMA 2 schiefgelaufen war. Der Babette-Pavillon gehört 
einem Mann, der mit diesem öffentlichen Raum machen 
konnte, was er wollte. Und es dann auch tat. Was man 
ihm zwar vorwerfen könnte, aber letztlich hat er nur die 
Chance genutzt, als mit dem Café Moskau und dem 
Babette schönes Tafelsilber verscherbelt wurde.  

Spannend und letztlich erfolgsentscheidend war 
schon zu Beginn der Ära Nachbarschaftsrat (NBR) die 
Frage, ob sich die engagierten Mitglieder vorrangig würden 
für Partikularinteressen einsetzen (mein Block, meine 
Wiese, der Neubau vor meiner Nase, mein Vermieter) oder 
ob sie tatsächlich Lust, Ausdauer und erarbeitete Expertise 
haben würden, das gesamte Quartier im Blick zu behalten 
und übergreifende Interessen zu identifizieren. 

Man kann heute sagen: Das ist gelungen. Und: Es war und 
ist ein extrem mühsamer Weg. Schon die Loslösung vom 
KoSP – ein notwendiger Schritt, um wirkliche Interes-
sensvertretung sein und auf Augenhöhe streiten und ver-
handeln zu können – hin zu einem eigenständigen, aber 
dann eben auch sehr auf sich selbst gestellten, Verein war 
eine extrem anstrengende Angelegenheit. Allein die Dis-
kussion über eine Satzung, die zugleich inhaltliche Arbeits-
grundlage als auch papiergewordene Festlegung einer 
praktikablen, transparenten und möglichst einladenden 
Organisation sein sollte, hat die überschaubar große, aber 
auch nicht kleine Gruppe Nerven gekostet. Es hätte pas-
sieren können, dass alles auseinanderfliegt – zu heterogen 
schienen oft die Interessen, zu schwierig war es für viele, 
Beruf, Familie und recht aufwendiges ehrenamtliches 
Engagement zu vereinbaren, zu unterschiedlich oft die 
Meinungen zu bestimmten Themen. 

Es ist trotzdem gelungen und der Verein ist ins  
Ar beiten gekommen. Aus mancher Not entstand eine 
Tugend. Wenn die Interessen so verschieden sind, bün-
delt man sie am besten in Arbeitsgruppen. Hier werden 
die einen zu Spezialist*innen für ambulante medizinische 
Versorgung oder das leidige Thema «Haus der Gesund-
heit», dort erarbeiten sich andere eine Expertise für 
Stadtgrün, wissen genau, wann wo welcher Baum gefällt 
wurde, welche Pläne es bei den Nachverdichtungen für 
den Erhalt von Stadtgrün gibt.  

Überhaupt Grün. Das Thema ist mehr und mehr zum 
Dreh- und Angelpunkt vieler Initiativen des NBR geworden. 
Es regt die Menschen im Quartier auf und die vielen ver-
geblichen Kämpfe und Bemühungen um, zum Beispiel den 
Erhalt alter Bäume, insektenfreundliches Grün, Neupflan-
zungen und Pflege, sind schon legendär. In den Räumlich-
keiten des Vereins, der im alten Ambulatorium Schillings-
traße vorläufig untergekommen ist, hängt eine Karte, auf 
der – als stellte man eine Schlacht nach, was ja nicht ganz 
falsch ist – die gefällten Bäume eingezeichnet sind.  

Dass der Verein sich nicht nur einen Namen gemacht 
hat, sondern auch in der Lage ist, so richtig was auf die 
Beine zu stellen, hat sich 2019 gezeigt, als er gemeinsam 
mit KoSP das Nachbarschaftsfest in der Schilling straße 
organisierte. Allerdings hat genau diese aufwändige 
Arbeit auch gezeigt, wo die Grenzen für ehrenamtliches 
Engagement liegen. Einige wenige (am Ende sind es 
immer wenige) haben sich sozusagen eine unbezahlte 
Vollzeitstelle geteilt. Es war ein tolles Fest. Aber klar war 
auch: Das schafft der Verein nicht noch einmal.  

Bürger*innenbeteiligung scheitert oft daran, dass 
Verwaltungen und Politik natürlich einen viel längeren 
Atem haben. Probleme können ausgesessen, Beteiligun-
gen so aufwändig gestaltet werden, dass berufstätige 
Ehrenamtliche zeitlich überfordert sind (wie sich am 

Werkstattverfahren Haus der Statistik zeigt), Verwal-
tungswege und -entscheidungen sind oft so undurchsich-
tig, dass sich Resignation breitmacht, und manchmal ist 
schwer zu durchschauen, was Schaufensterpolitik und 
was ein ernsthaftes Kooperationsangebot der Politik an 
die Bürgerengagierten ist. 

Dann kam Corona und die Arbeit des Vereins geriet 
ins Stocken. Nach langer Pause und ziemlicher Funkstille 
trafen sich die Leute am 30. Juni zum ersten Mal wieder. 
Es war ein bisschen, als wäre man vom Krankenlager auf-
gestanden und stelle glücklich fest, dass alle noch da 
sind. Fast alle. Und es wurde deutlich, dass sich die The-
men Grün, Quartiersentwicklung, Bauen, Verdichtung und 
Bürgerbeteiligung an der Spitze der Dringlichkeiten gehal-
ten haben. Vor allem die Beteiligung im Sinne auch eines 
Mitsprachrechts – und zwar nicht erst, wenn die Bäume 
gefällt, die Entscheidungen getroffen, die Baupläne fix 
sind – scheint die größte Hürde und zugleich die loh-
nendste Aufgabe. Daran wird sich letztlich auch zeigen, 
ob der Nachbarschaftsrat nur willkommenes Feigenblatt 
für Politik und Verwaltung oder ernstzunehmender Partner 
ist. Die Skepsis, das gehört zur Wahrheit, ist groß. Zu 
viele Anfragen, Bitten, Vorschläge sind bereits in den teil-
weise schwer durchschaubaren Strukturen der Verwal-
tung und politischen Entscheidungsfindung versandet. 
Ehrenamtliches Engagement hat zwar oft einen langen 
Atem, aber müde werden kann es auch, wenn am Ende 
immer nur freundliche Unverbindlichkeit folgt.  
 
DAS QUARTIER UND SEINE MENSCHEN 
KMA 2 ist Teil des großen Bezirks Berlin-Mitte, der zu den 
sozial benachteiligten Bezirken der Hauptstadt gehört, ein 
junger und sehr diverser Bezirk ist (fast 52 Prozent der 
Menschen verfügen über eine sogenannte Zuwanderungs-
erfahrung). Das Pro-Kopf-Einkommen beträgt 1075 Euro, 
das sind 400 Euro weniger, als zum Beispiel in Pankow.  

Man kann bei der KMA 2 jedoch von einer recht 
homogenen, gewachsenen, stabilen Nachbarschaft re -
den: höhere Einkommen und Renten und wenig Men-
schen mit Zuwanderungserfahrungen, aber auch oft höhe-
rer Altersdurchschnitt. Viele wohnen seit den 60er Jahren 
hier. Das hat auch mit der Zusammensetzung der Wohn-
eigentümer zu tun – zum großen Teil sind es Kommunale 
Gesellschaften und Genossenschaften, was die Miet-
struktur prägt. Wer nicht ununterbrochen mit existenziel-
len Sorgen zu kämpfen hat, ist eher in der Lage, sich 
ehrenamtlich, gesellschaftlich zu engagieren. Das zeigt 
sich auch an einer Erfolgsgeschichte, wie sie der Nach-
barschaftsrat schreibt.   
 
KATHRIN GERLOF ist freie Journalistin und Autorin. Sie ist Mitglied im Nach-
barschaftsverein KMA 2 und schreibt regelmäßig Kolumnen im KM-Magazin 
für das Fördergebiet KMA 2. 

Zwischen Alexanderplatz und Schillingstraße sollen an 
der Karl-Marx-Allee sechs neue Pavillons entstehen. 
Darauf haben sich das Land Berlin und der Bezirk Mitte 
verständigt. Damit ist zugleich eine fast 25jährige Ausein -
andersetzung beendet, wie mit diesem Teil der Allee 
umzugehen sei. Das Planwerk Innenstadt (1996) hatte 
den Rückbau des orthogonalen Stadtgrundrisses der 
Nachkriegsmoderne beabsichtigt und wollte in der Allee 
noch vor die Wohnscheiben neue Gebäude setzen, woge-
gen der Bezirk stets protestiert hatte. Der endlich 2011 
zwischen Senat und Bezirk vereinbarte Konsensplan wies 
zunächst zwischen den Wohnscheiben quadratische Bau-
felder aus. Mit dem Senatsbeschluss aus dem Jahre 
2012, die Ensembles der KMA 1 und 2 sowie der Interbau 
1957 gemeinsam für die deutsche Tentativliste des 
UNESCO-Weltkultur-Erbes zu nominieren, entstand der 
Bedarf, die möglichen neue Bauten in der Karl-Marx-Allee 
planungsgeschichtlich genauer zu verstehen und denk-
malrechtlich abzusichern. Nach einem ersten Workshop 
2014 hat sich der Bezirk für eine Ergänzung der Wohn-
scheiben mit einer neuen, am Bestand orientierten Serie 
von Pavillonbauten entschieden, die mit einer neuen, zeit-
gemäßen Architektur als eigene Gestaltfamilie auftritt. 

Seit Oktober 2017 fand ein Werkstatt-Verfahren statt, das 
sich der Präzisierung der städtebaulichen Grundfiguren 
und der Anforderungen an die Architektur der neuen Pavil-
lons widmete. Die städtebauliche Eigenart der Karl-Marx-
Allee zwischen Alexanderplatz und Strausberger Platz ist 
dadurch charakterisiert, dass 1. die Pavillons jeweils um 
die Wohnscheiben «umgreifen» 2. die beiden ersten 
Wohnscheiben (nördlich und südlich) an den Torhäusern 
am Strausberger Platz niedriger gehalten sind und die 
Pavillons erst westlich davon mit zwei L-förmigen Pavil-
lons beginnen. Außerdem wird 3., das «Umgreifen» an den 
Sonderbauten, dem Kino International und dem Restaurant 
Moskau, jeweils durch einen Würfelbau realisiert.  

Da die Pavillons auf öffentlichen Grundstücken ent-
stehen, die der WBM, dem Land Berlin und einer Genos-
senschaft gehören, ist die öffentliche Hand in der günsti-
gen Situation, zunächst vor allem öffentliche Belange zu 
berücksichtigen. Die sechs neuen Pavillons sollen nicht-
kommerziellen Nutzungen im Bereich von Kultur, Kunst und 
Bildung gewidmet werden. Dass dies nicht nur Wunsch-
träume sind, hat SenKult bewiesen, indem für die beiden 
südlichen T-förmigen Pavillons eine Investition im nächs-
ten Haushalt gesichert wurden, um den in der Oranien-

straße in Kreuzberg von immensen Mietsteigerungen 
bedrohten, landesfinanzierten Kultureinrichtungen Werk-
bundarchiv / Museum der Dinge und Neue Gesellschaft 
für Bildende Kunst durch Neubau eine dauerhafte Exis-
tenz zu ermöglichen! Beide Einrichtungen könnten zudem 
ein überregionales Publikum anziehen und Beiträge zur 
Auseinandersetzung mit dem Ort bieten.  

Die Heinrich-Böll-Stiftung wird ihr Projekthaus Garage 
global im Kubus westlich des Kinos etablieren.  

Den Pavillon am Haus des Lehrers hat, noch mit 
skeptischem Blick, die WBM selbst im Visier. SenStadt 
überlegt, den Pavillon am Haus der Statistik als Debatten-
ort für stadtweite Projekte zu etablieren und der Bezirk 
Mitte möchte im nördlichen T-Pavillon ein Familienzen-
trum errichten. Dort wäre auch der richtige Ort für die 
Selbstorganisation der Nachbarschaft!  

Natürlich müssen alle Pavillons auch Cafés/Bars ent-
halten. Die fehlende Gastronomie muss allerdings endlich 
im Restaurant Moskau angeboten werden! Dessen Fehl-
nutzung als exklusive Event-Location statt als öffentliche 
Gast- und Veranstaltungsstätte kann durch die neuen 
Pavillons nicht kompensiert werden. 
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Anfang des Jahres fanden erste Gesprächsrunden zum Prozess statt, die dann aber Corona-
bedingt in Verzug gerieten. Jetzt ist alles so vorbereitet, dass im September die nächsten 
Termine stattfinden können. Wir denken, dass dann selbst bei weiteren  Einschränkungen 
im Winter die fortführende Arbeit auf den verschiedenen Ebenen möglich sein wird. 
 
Der städtebauliche Druck auf die Antragsgebiete und die Förderprogramme für diese 
sind sehr unterschiedlich. Das Hansaviertel und das Corbusierhaus bilden weit -
gehend abgeschlossene Stadtquartiere. An den Rändern sollen möglicherweise ent-
lang der Stadtbahn, aber in Reichweite des Quartiers einige Verdichtungen und 
Hochpunkte realisiert werden. In der KMA ist die Gemengelage durch die Hochhaus-
pläne am Alexanderplatz und die Nachverdichtungsabsichten in Friedrichshain 
wesentlich komplexer. Gleichzeitig wird in der KMA 2 mehr gefördert und in der 
KMA 1 und in den Gebieten der Interbau weniger. Das führt durchaus zu Irritationen. 
Wird es mit der Übertragung der Koordination an das LDA auch zu der schon lange 
diskutierten bezirksübergreifenden Verwaltungsvereinbarung sowie zu einem 
Senatsbeschluss kommen, damit alle Interessen nach einheitlichen Maßstäben 
gebündelt und die Gebiete mit ähnlichen Programmen gefördert werden können? 
RAUHUT: Es ist richtig: Der städtebauliche Druck, der in Berlin aktuell herrscht, wirkt 
sich sehr unterschiedlich auf die verschiedenen Gebiete aus und stellt uns vor Heraus-
forderungen. Mir ist es wichtig, dass wir versuchen, voneinander zu lernen und immer 
wieder abgleichen, wie mit diesem Druck umgegangen wird. Lösungsansätze sollten in 
einem gemeinsamen Konsens gefunden werden. Auf diesem Weg sind zwei Schritte 
wichtig: Als Erstes müssen wir uns noch intensiver mit allen Beteiligten austauschen; 
das betrifft inhaltliche Aspekte, städtebaulichen Ziele, gemeinsame Qualitätsmaßstäbe 
und den Umgang mit den Gebieten. Als Zweites müssen wir darstellen, dass wir in den 
drei Teilgebieten mit in einem gemeinsamen, vergleichbaren Maßstab handeln. 

Bereits jetzt finden bezirksübergreifende Gespräche mit den Stadtplanungsämtern 
und den Unteren Denkmalschutzbehörden der beiden Bezirke Mitte und Friedrichshain-
Kreuzberg unter Federführung des Landesdenkmalamtes statt. Unser Ziel ist es, diese 
Gespräche über eine Verwaltungsvereinbarung zu verstetigen und Handlungsabläufe zu 
fixieren. Damit kann eine langfristige Basis für die Entwicklung der drei Teilgebiete als 
Welterbe geschaffen werden. In diese Vereinbarung werden wir natürlich auch die ent-
sprechenden Senatsebenen einbeziehen und hoffen, damit einen gesamtstädtischen 
Konsens auf Basis der bestehenden Koalitionsvereinbarung zu schaffen. 
 
Im Welterbe Le Havre bündelt ein zentrales Kontaktbüro mit Ausstellungsfläche  
alle touristischen Aktivitäten, für Kreuzfahrtreisende ebenso wie für Moderne -
begeisterte. Das Büro unterhält im Auftrag der Stadt eine Musterwohnung, die die 
Besucherströme bündelt und ein großes Vermittlungspotenzial besitzt. Sind ähnliche 
dezentrale Infopunkte auch in Berlin geplant? Beispielsweise im ehemaligen Berlin-
pavillon, im Café Sibylle oder auch in einem der geplanten neuen Pavillons entlang 
der KMA 2? Und wäre der Ankauf von Musterwohnungen in den Quartieren nicht 
auch für Berlin sinnvoll? 
AMBROSIUS: Auch wenn ein Ort den Titel Weltkulturerbe von einer internationalen 
Organisation – der UNESCO – verliehen bekommt, lässt sich sein Weltruhm am besten 
dort vorstellen und vermitteln, wo er verankert ist. Die Anschauung des Originals – live 
und in Farbe – kann nichts ersetzen. Es ist also wichtig, dass wir ganz lokal unsere 
Geschichten erzählen, die dann in die Welt getragen werden. Dazu eignen sich dezentrale 
Besucherangebote zumeist ganz hervorragend. Es geht aber nicht nur um weltweite 
 Touristinnen und Touristen sowie Architekturspezialistinnen und Spezialisten, sondern 
eben auch um die Menschen vor Ort. Sie sollen einbezogen werden in die Prozesse und 
in einer Partnerschaft ihre Rolle erhalten. 

In den Berliner Siedlungen der Moderne gibt es bereits mehrere Infostationen, die 
sich mit den Besonderheiten und Eigenarten der jeweiligen Siedlung beschäftigen und 
diese in Kontext zu den anderen Welterbesiedlungen Berlins setzen. Das sind wunder-
bare Orte, an denen Ausstellungen, Bücher, zumeist auch ein Café und vor allem Gesprä-
che angeboten werden. Sie alle sind in unterschiedlicher Trägerschaft und werden häufig 
von ehrenamtlichen Akteurinnen und Akteuren mit großem Engagement und Einsatz von 

Freizeit bespielt. Ohne eine finanzielle Beteiligung durch die öffentliche Hand oder einen Spon-
sor geht es aber meistens nicht. Die Einrichtung von mindestens zwei solcher Identifikations-
orte im Hansaviertel und an der Karl-Marx-Allee ist mittelfristig absolut erforderlich. Das Lan-
desdenkmalamt wird sich dafür einsetzen, solche Orte zu finden und zu etablieren. Derzeit 
allerdings bündeln wir die Anstrengungen auf die Vorbereitung des Tentativvorschlags. 
 
Herr Dr. Rauhut, der neue Berliner Antrag ist auch deshalb außergewöhnlich, da die 
Antragsinitiative von den Menschen in den Quartieren ausging. Der Bürgerverein 
Hansaviertel, der Förderverein Corbusierhaus und die Hermann-Henselmann-
 Stiftung haben diesen Antrag gemeinsam initiiert. Wie kommt es, dass noch immer 
eine Partizipation der Antrags- und Bürgerinitiativen allenfalls in den Teilgebieten, 
nicht aber für das Koordinations- und Antragsverfahren auf Landesebene besteht? 
Wäre nicht das LDA stärker mit einer geeinten Bürgerschaft an seiner Seite? 
RAUHUT: Das  Landesdenkmalamt ist mit den unterschiedlichen Vereinen und einer akti-
ven und involvierten Bürgerschaft im regelmäßigen Austausch. Gleichzeitig wissen wir aber 
auch, dass ein Austausch wohl koordiniert sein muss, damit alle Beteiligten am Tisch sitzen 
und Ergebnisse zustande kommen. Im letzten Jahr hat das Landesdenkmalamt sich dieser 
Aufgabe angenommen und, wie oben bereits geschildert, unter anderem die Koordinierung 
der Kommunikationsstränge beauftragt. Manches ist hier langsamer gegangen als wir uns 
das gewünscht haben, auch weil wir eine personelle Vakanz hatten. Wir sind aber immer 
noch auf einem sehr guten Weg, denn die entscheidende Phase beginnt erst jetzt. Für das 
kommende Verfahren wird weiterhin die enge Zusammenarbeit mit den Bürgerinitiativen 
vor Ort ein wichtiger Bestandteil sein. 
 
In der Koalitionsvereinbarung verpflichten sich die drei Regierungsparteien zur 
unbedingten Unterstützung des ersten weltweiten Bürger*innen-Antrags. Nächstes 
Jahr sind Wahlen in Berlin. Wie weit ist der Antrag? An der wissenschaftlichen 
Bearbeitung des «Outstandig Universal Value» der Ensembles kann es ja nicht liegen. 
Was fehlt aus Ihrer Sicht noch an der Welterbefähigkeit Berlins? 
RAUHUT: Jüngst hat der Kulturausschuss der Kultusministerkonferenz die formalen 
Anforderungen an eine Bewerbung für die Tentativliste bekannt gegeben. Jetzt wissen 
wir, wie die genauen Antragsunterlagen auszusehen haben und können diese vorberei-
ten. Gemeinsam mit der in der Senatskulturverwaltung angesiedelten Obersten Denk-
malschutzbehörde sind wir nun dabei, die entsprechenden Schritte einzuleiten. 

Der sogenannte Outstanding Universal Value (OUV) bezeichnet die spezifische Uni-
versalität einer Stätte und bezieht sich auf vorgegebene festgelegte Kriterien. Er ist für 
den Antrag in den drei Teilgebieten präzise zu definieren. Dafür können wir auf die wis-
senschaftlichen Erkenntnisse der Tagungen und Workshops der vergangenen Jahre 
zurückgreifen und haben eine exzellente Grundlage. Neu im aktuellen Verfahren ist aber, 
dass alle erkannten universellen Werte auch über eine präzise substanzielle Attribuie-
rung in den Teilgebieten nachgewiesen werden sollen. Daher ist eine weitere zusammen-
hängende wissenschaftliche Betrachtung der Gebiete Hansaviertel und Karl-Marx-Allee 
unerlässlich. Die Bearbeitung ist also nicht abgeschlossen. 

Um aber Ihre Frage zu beantworten: Die Welterbefähigkeit stellen wir nicht in Frage. 
Wir sind uns darüber bewusst, dass wir es mit Architektur von Weltrang zu tun haben. In 
unserem Bewerbungsverfahren werden wir die Universalität unseres Kulturgutes nach 
den Kriterien der Welterbekonvention darstellen. Ob das Auswahlkomitee dann unserem 
Vorschlag folgt, kann ich aufgrund der vielen, weltweit eingereichten Vorschläge zum jet-
zigen Zeitpunkt nicht einschätzen. Aber es gibt viele Anzeichen, optimistisch zu sein. 

Berlin, 15. Juli 2020  
 
CHRISTOPH RAUHUT Dr. sc., studierte von 2003 bis 2009 Architektur in Aachen und Zürich, von 2009 bis 2015 war er 
wiss. Mitarbeiter am Institut für Denkmalpflege und Bauforschung der ETH und von 2016 bis 2018 Referent in der 
Geschäftsstelle des Deutschen Nationalkomitees für Denkmalschutz bei der Bundesregierung. Seit Oktober 2018 ist er 
Landeskonservator in Berlin. 
 
SABINE AMBROSIUS studierte u.a. Kunstwissenschaft an der TU Berlin. Ab 1994 arbeitete sie als praktische Denkmal-
pflegerin in der Unteren Denkmalschutzbehörde Potsdam, wo sie zuletzt die nördliche Posdamer Innenstadt und Teile 
des Denkmalbereichs Berlin-Potsdamer Kulturlandschaft (UNESCO-Welterbe) betreute. Seit März 2020 ist sie Referen-
tin für UNESCO-Welterbe im Landesdenkmalamt Berlin.

Sie ist ungewöhnlich, die Initiative zum Weltkulturerbe der 
Berliner Nachkriegsmoderne, diese Sicht auf Bau und Ge -
genbau im Zeitalter des Kalten Krieges und eine 40jährige 
Ge schichte der Konfrontation zwischen dem kapitalisti-
schen Westen und dem sozialistischen Osten. Diese Kon-
frontation teilte nicht nur ein halbes Jahrhundert Europa und 
Deutschland, sondern in ganz besonderer Weise die Haupt-
stadt Berlin, die als Viersektorenstadt – ähnlich der österrei-
chischen Hauptstadt Wien – gleich nach dem Krieg in vier 
Teile gegliedert wurde, für die nun die jeweiligen Alliierten 
die Verantwortung überahmen. Während Wien nach Ab -
schluss des Österreichischen Staatsvertrages 1955 aus dem 
Viersektorenstatus entlassen wurde und seine Hauptstadt-
funktionen eines souveränen und neutralen Österreich wie-
deraufnahm, wurde Berlin zentraler Schauplatz eines Krie-
ges um Gesellschafts- und Wirtschaftsmodelle. 

Auch die Architekturgeschichte der geteilten Stadt 
spiegelt diese Konfrontation wider: Entwickelte sich mit 
dem so genannten Kollektivplan, mit der Wohnzelle Fried-
richshain unter der Leitung des Gesamtberliner Baustadt-
rats Hans Scharoun anfänglich noch eine gemeinsame 
stadtentwicklungspolitische Idee, so zerschlugen sich 
diese ersten gemeinsamen Ansätze mit der Abkehr des 
Ostens vom funktionalen Städtebau hin zu den Arbeiter-
palästen nach sowjetischem Vorbild. Der Westen baute 
mit der Ernst-Reuter-Siedlung an der Sektorengrenze im 
Gesundbrunnen eine erste bescheidene, noch ganz den 
Prinzipien des demokratischen Städtebaus der Weimarer 
Republik verbundene Antwort auf das Projekt Stalinallee. 
Der Nationalen Tradition der DDR begegnete der Westen 
mit der von Anfang an international ausgerichteten Bau-
ausstellung von 1957. Dieser Wechsel von Konfrontation 
und An passung, von traditionellen Ideen und International 
Style, von Kultur- und Staats bauten sowie Großsiedlun-
gen auf beiden Seiten, von Postmoderne, kritischer Re -
konstruktion und historisierenden Plattenbauten im Niko-
laiviertel setzt sich bis zum Berlin jubiläum 1987 und dem 
bald darauffolgenden Ende der DDR fort. 

Aber diese Geschichte soll hier nicht erzählt werden 
und wird stattdessen Schwerpunkt in der wissenschaftli-
chen Aufarbeitung zur Spezifizierung des Outstanding 
Universal Value (OUV) sein. 

Ungewöhnlich und beinahe einzigartig ist, dass die 
Welterbe-Initiative von Menschen begründet wurde, die 
zum Teil selber lange in diesen ikonografischen Siedlungen 
der Nachkriegszeit gelebt und das außergewöhnlichen 
Erbes seit vielen Jahren pflegen und würdigen. Die Idee 
zum Weltkulturerbe entstand 2006 in Vorbereitung auf 
den 50. Geburtstag der Interbau. Sie wurde vom Netzwerk 
der Schaustelle Nachkriegsmoderne weiterent wickelt. 
Das Netzwerk wird vom Bürgerverein Hansa viertel, vom 

Förderverein Corbusierhaus, von der Hermann-Hensel-
mann-Stiftung, der Akademie der Künste, vom Haus der 
Kulturen der Welt, vom Studentendorf Schlachtensee und 
vielen anderen aus der ganzen Stadt getragen und es 
arbeitet bis heute an der Vermittlung des Berliner Moder-
neerbes. Zunächst richtete sich 2007 der Fokus auf die 
westliche Stadthälfte und auf die Architektur der interna-
tionalen Bauausstellung von 1957 einschließlich der Zen-
tren moderner Architektur am Breidscheidplatz und am 
Ernst-Reuter-Platz sowie im südwestlichen Schlachtensee. 

Doch schon 2008 mit einer ersten von der Schau-
stelle Nachkriegsmoderne organisierten Tagung zur Ener-
gie der Nachkriegsmoderne in der Akademie der Künste 
richtete sich der Blick auf die Gesamtstadt und darüber 
hinaus. In Kooperation mit der Hermann-Henselmann-
Stiftung und dem Landesdenkmalamt entwickelten der 
Bürgerverein Hansaviertel und der Förderverein Corbu-
sierhaus die Idee weiter, und sie formulierten den ersten 
gemeinsamen Antrag zur Aufnahme der Quartiere und 
Einzelbauwerke der Interbau 1957 sowie von KMA 1 und 2  
auf die Weltkultur-Erbe-Tentativliste der Bundesrepublik 
Deutschland. Auch wenn der erste Antrag 2014 zunächst 
zurückgestellt wurde, darf dieses Ergebnis unter den vie-
len, auch Berliner Welterbe-Initiativen, als beachtlich 
gewertet werden und ist sicher auch der Beharrlichkeit zu 
verdanken, mit der die Bewohner der Quartiere an dieser 
seit 2006 entwickelten Idee arbeiten. 

Die Quartiersinitiativen und Bürgervereine wollen 
das Antragsverfahren auch weiterhin inhaltlich mittragen, 
wenn im kommenden Jahr 2021 ein neuer Antrag gestellt 
werden soll. Unser erstes Ziel sollte in der Bestimmung 
des gemeinsamen Weges zur Nominierung bestehen.  
Für die Verstetigung unserer Kooperation wären Welterbe-
Koordinatoren*innen oder quartiersbezogene Welt - 
erbe-Räte für eine aktive Beteiligung der Bürgerschaft  
wünschenswert. 

Zunächst geht es den Initiativen um die konkreten 
Belange für die Bewohner*innen und Eigentümer*innen. 
Die Menschen in den Siedlungen interessieren sich für 
die nachhaltigen Werte, die sich aus dem Zuwachs an 
universeller Bedeutung schöpfen lassen. Sie interessie-
ren sich aber auch für ihre Verantwortung, die sich aus 
dieser nicht unerheblichen Verpflichtung ergeben. Ge -
meinsame Antworten müssen darauf gefunden werden, 
wie die künftigen Besucherströme organisiert und gesteu-
ert werden. Denkbar sind die Einrichtung von Quartiers- 
und Informations büros, die nicht nur das erhöhte Gäste-
aufkommen befriedigen, sondern auch Anlaufstelle für 
alle Quartiersbelange sein können und den Bürgerinitiati-
ven künftig Raum für die eigene ehrenamtliche Tätigkeit 
bieten. Zudem sollen Musterwohnungen für Besucher* 

innen durch das Land Berlin erworben werden, um den 
internationalen Gästen nicht nur einen Eindruck von der 
Idee des Wohnens und Lebens zu vermitteln, sondern um 
Beeinträchtigungen im Alltag der Bewohner*innen zu ver-
meiden. Die Musterwohnung im Berliner Corbusierhaus, 
vom dortigen Förderverein getragen, ist ein hervorragen-
des Beispiel, wie auch in den anderen Quartieren ähnliche 
Angebote geschaffen werden können. Zudem bieten sich 
Räumlichkeiten im Einkaufszentrum des Hansaviertels 
und im Café Sybille als Quartiers- und Gästezentren an. 
Auch der Berlin-Pavillon am S-Bahnhof Tiergarten könnte 
zu seiner alten Funktion zurückkehren und Berliner Welt-
erbe-Zentrum werden, in dem nicht nur die Berlin-Bran-
denburgischen Welterbe-Stätten präsentiert, sondern 
auch künftige Themen in der Stadt- und Quartiersentwick-
lung ein Forum haben. 

Die Bürger*innen in den Quartieren interessieren 
sich auch für den Umgang mit den Bau- und Gartendenk-
malen, für die Erhaltung und Pflege sowie für die soziale 
und verkehrliche Infrastruktur in den Quartieren. Droht 
durch den internationalen Fokus die Verdrängung von 
lange in den Quartieren lebenden Bevölkerungsgruppen 
und wie haben sich andere Welterbe-Stätten in den letz-
ten Jahren entwickelt? Welche Positionen entwickelt die 
Stadt nach einer möglichen Nominierung, in Fragen der 
weiteren Verdichtung und Neubebauung einschließlich 
der Puffer zonen? Wie sehen die Beteiligungsmöglichkei-
ten nach der Nominierung auf die Tentativliste aus und 
wie können partizipative Strukturen in den Welterbe-
Quartieren verstetigt werden? 

All diese Fragen stehen im Mittelpunkt des partizipa-
tiven Engagements der Bürgervereine und Quartiersinitia-
tiven und sind Motivation für dieses Netzwerk, den neu-
erlichen Vorstoß zum Welterbe der Berliner Nachkriegs-
moderne zu unterstützen. Unter der Überschrift «Bau - 
kulturelles Erbe sichern» will der Berliner Senat bis 2021 
«mit den Bezirken, Eigentümer*innen und lokalen Initiati-
ven eine Erhaltungs- und Entwicklungsstrategie» für die 
erneute Welterbe-Nominierung erarbeiten und durch eine 
Projektkoordination befördern.  

Viel Zeit ist nicht mehr und geschehen ist noch nicht 
allzu viel. Auch der von der Koalition unterstützte Vor-
schlag der Bürgervereine, die U-Bahn-Stationen Hansa-
platz, Weberwiese und Schillingstraße zu Themen-Bahn-
höfen umzugestalten, ist noch in der Warteschleife. 

Die jetzige Koalition darf und soll nicht in den Wahl-
kampf 2021 entlassen werden, ohne einen gewaltigen 
Schritt in dieser Sache nach vorne gemacht zu haben. Die 
Bürgervereine und Quartiersinitiativen stehen als Partner 
zur Verfügung. 
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ANDREAS BARZ

DAS EIGENE IM ANDEREN ERKENNEN: HIER WIE DORT INTERESSIEREN UND ENGAGIEREN SICH BÜRGER*INNEN FÜR IHRE DENKMAL-ENSEMBLES DER MODERNE.



Nicht weniger als eine Neuvermessung und die erste 
umfassende Darstellung der Architektur in Österreich 
nach 1945 unter den Bedingungen des globalen Kalten 
Krieges überhaupt verspricht Direktorin Angelika Fitz im 
Katalogvorwort für die große, sehenswerte Ausstellung 
«Kalter Krieg und Architektur. Beiträge zur Demokratisie-
rung Österreichs nach 1945» im Architekturzentrum 
Wien, dem österreichischen Architekturmuseum. Kuratiert 
von Sammlungsleiterin Monika Platzer und unterstützt von 
zahlreichen Institutionen und Sponsoren, will die Schau 
nicht nur dazu einladen, Architektur- als Kulturgeschichte 
zu entdecken, sondern auch dazu, nationale Konstruktio-
nen von Ge schichtsschreibungen auf dem Feld der Bau-
kunst zu überwinden. Damit reiht sich die Wiener Ausstel-
lung in eine ganze Reihe von neueren Untersuchungen zum 
Kalten Krieg und Architektur ein, sie betritt also weniger 
methodisch, sondern vielmehr inhaltlich Neuland. Im Zen-
trum steht die Frage, wie die alliierte Besatzungspolitik auf 
das österreichische Bauen und Planen einwirkte, aber 
auch, welche Kontinuitäten zur Zeit von vor 1938 feststell-
bar sind und wie sich die ideologisch «betonharte Politik» 
(Laura Weismüller, Süddeutsche Zeitung, 16.01.2020) 
räumlich manifestierte. Damit folgt die Ausstellung schon 
länger vorliegenden Untersuchungen aus der Zeitge-
schichtsforschung zur ambivalenten Rolle der Zweiten 
Republik im Nachkriegseuropa. Nun kann – soviel sei hier 
vorweggenommen – auch in der österreichischen Archi-
tekturgeschichtsforschung ein neues Kapitel aufgeschla-
gen werden. Diese Ausstellung richtet sich an Personen, 
die ein solides Vorwissen zur Architekturgeschichte mit-
bringen und ist daher weniger als eine Einführung als viel-
mehr als eine Vertiefung zu verstehen. 

Doch zunächst einmal konfrontiert uns das in den 
vier Primärfarben gehaltene Ausstellungsplakat mit einer 
starken Symbolik: Hier sind keine Zwischentöne oder 
Übergänge zu erkennen, sondern klar abgegrenzte Felder. 
Die Vierteilung, die sich an den alliierten Besatzungs-
mächten Österreichs orientiert, zeigt sich jeweils in einem 
knalligen Blau- (vermutlich für Frankreich), Grün- (vermut-
lich für Großbritannien), Gelb- (USA) und Rotton (Sowjet-
union). Auch wenn hier nur die beiden Supermächte 
Sowjet union und USA mit repräsentativen Projekten aus 
der Nachkriegszeit abgebildet sind, so werden in der Aus-
stellung selbst und im Katalog alle vier Alliierte gleicher-
maßen gewürdigt. Auf dem Plakat sieht man stellvertre-
tend für das politisch aufgeladene Bauen nach dem Zwei-
ten Weltkrieg Roland Rainers Denkmalanlage für so   - 
wjetische Gefallene im niederöster reichischen Holla-
brunn (1945) und Oswald Haerdtls nicht ausgeführtes 
Wiederaufbauprojekt (1951–1953) für den kriegszerstör-

ten Heinrichhof (Theophil von Hansen,  1861–1863) an 
der Ringstraße mit dem Amerikanischen Informationszen-
trum vis-a-vis der Wiener Staatsoper in städtebaulich 
exponierter Lage. Die konfrontative Stellung der politi-
schen und wirtschaftlichen Systeme war in Österreich 
zwar nicht so markant wie im geteilten Deutschland, aber 
gerade auf dem Feld von Kunst und Kultur war ein «be -
lebender Wettbewerb» (Wojciech Czaja, Standard, 
20.10.2019) spürbar; von miefigen und bleiernen 50er 
Jahren kann also keine Rede sein, im Gegenteil. 

Doch zurück zum Ausstellungsplakat: Mit Rainer und 
Haerdtl und den Bauaufgaben Denkmal und Wohn-
Geschäftshaus sind wesentliche Leitplanken der Ausstel-
lung umrissen, welche die Ausstellung rahmen: Auf der 
einen Seite interessiert die (Nachkriegs-)Karriere von 
wichtigen österreichischen Architekt*innen. Oft zugleich 
Subjekt und Objekt der Geschichtsschreibung werden 
deren Lebenswege im AZW nun kontextualisiert und ein-
gefahrene Narrative dekonstruiert. Auf der anderen Seite 
arbeitet die Ausstellung mit großer Materialfülle – die 
jedoch manchmal durch die raumhohe Ausstellungsarchi-
tektur etwas überbordend wirkt – heraus, welche 
Schwerpunkte die Alliierten setzten, wie sie ihre Vorstel-
lungen von Architektur über regionale und lokale Netz-
werke verbreiteten, ja, wie sich in den österreichischen 
Besatzungszonen bis 1955 ein mitunter sehr eigenständi-
ger, aber in Abhängigkeit von den Herkunftsländern der 
Alliierten stehender Architekturdiskurs entfaltete. So 
erfahren wir über die Rezeption der englischen Garten-
stadtbewegung bzw. der New Towns ebenso etwas wie 
über die amerikanische Unterstützung für Einfamilien-
haussiedlungen und den transatlantischen Design-Dialog, 
etwas über die französische Vorliebe für Elitenförderung 
und Netzwerkbildung (CIAM), als auch über die sowjeti-
sche Um triebigkeit, die von der Memorial- über die Thea-
ter- und Messe- bis hin zur Industriearchitektur reichte.  

Im Ausstellungsraum ist eine inhaltliche, weniger 
eine chronologische Einteilung vorgenommen worden: 
Jeder Besatzungsmacht ist eine räumliche Untereinheit 
zugeordnet. Hier finden wir die Farben vom Plakat wie-
der. Das schafft ein durchgehendes und differenziertes, 
aber dennoch übersichtliches Raumgefühl, das dem ver-
tieften Studium der vielen verschiedenen Medien über 
Architektur zuträglich ist. Spannend ist, dass der appel-
lative Charakter der Besatzungspolitik durch die Ausstel-
lungsarchitektur herausgestellt wird: So erinnert die 
Gestaltung im Ab schnitt zu den sowjetischen Maßnah-
men nicht von ungefähr an die mobil-ephemeren Wand-
zeitungen und Plakate, die im öffentlichen Raum zu 
sehen waren. 

Monika Platzer entfaltet insgesamt ein «Sittenbild der 
Nachkriegsmoderne» das zum Vergleich mit dem geteilten 
Nachkriegsdeutschland einlädt, zumal die  Bundesrepublik, 
wie die Schweiz, für die österreichische Architekturszene 
ein wichtiger Bezugspunkt war. Bei allen Parallelen in der 
Nachkriegszeit zwischen Österreich und Deutschland – vier 
Besatzungszonen, Vier-Sektoren-Hauptstadt, Demontage, 
Reparation, Wiederaufbau,  Re-Education etc. – zeigt die 
AZW-Ausstellung, dass wir jedoch noch nicht bei einer ver-
gleichenden Betrachtung der beiden Hauptstädte und ihrer 
Architekturgeschichten nach 1945 angelangt sind, wie 
Monika Platzer in ihrer Einleitung schreibt: «Im Gegensatz 
zu Berlin wird Wien bis jetzt nicht als Schauplatz einer poli-
tisierten Architekturdebatte zur Zeit des Kalten Krieges 
wahrgenommen.»Und tatsächlich wären solche verglei-
chenden Untersuchungen sicherlich lohnenswert, um auch 
die Differenzen in den auf die lokalen Gegebenheiten abge-
stimmten Besatzungspolitiken und ihren Architekturen im 
Dreieck DDR/BRD/Österreich herauszuarbeiten.  

Als kleiner Wehrmutstropfen muss festgehalten wer-
den, dass zwar intensiv über die transnationalen Bezüge 
der österreichischen Architektur und ihrer Akteur*innen in 
die USA, nach Frankreich, Großbritannien und in die Sow-
jetunion geforscht wurde, wir jedoch sehr wenig über die 
Beziehungen zu den nördlichen und östlichen Nachbarlän-
dern ČSSR, Ungarn und Jugoslawien erfahren. In dieser 
Hinsicht sind nach wie vor erhebliche Desiderate zu kon-
statieren, die dringend geschlossen werden müssen.  

Positiv erwähnenswert ist abschließend noch, dass 
das AZW intensiv die Chance nutzt, um Archivarbeit und 
Selbstreflexion zu verweben: 1993 gegründet und seit 
1999 als Sammlung agierend, ist das AZW zwar kein Pro-
dukt des Kalten Krieges, besitzt aber umfangreiche Be -
stände zu Protagonist*innen und Kontexten der Zeit nach 
1945. In diesem Sinne ist zu begrüßen, dass sich das  
AZW gemeinsam mit anderen Architektursammlungen im 
deutschsprachigen Raum (TU München, gta Zürich, KIT 
Karlsruhe) zu einem Forschungsverbund zusammenge-
schlossen hat. Wie auch in der Ausstellung und im Katalog 
bleibt es eine Aufgabe, aus der geografischen und histori-
schen Rolle Wiens als Drehscheibe die Verflechtungsge-
schichten der Architektur zwischen Ost- und Westeuropa 
zu studieren: Mit seiner Ausstellung und der Publikation 
haben Monika Platzer und das AZW dafür die besten 
Grundlagen geschaffen.   
 
OLIVER SUKROW Dr. Phil, ist Architektur- und Kunsthistoriker am FB Kunst -
geschichte der TU Wien. Ab Oktober 2020 ist er PostDoc im FWF-Projekt «Trans-
nationaler Schulbau: Österreich, Slowenien, DDR». Zuletzt erschien von ihm: 
Arbeit. Wohnen. Computer. Zur Utopie in der bildenden Kunst und Architektur 
der DDR der 1960er Jahre, Heidelberg 2018; Zwischen Sputnik und Ölkrise. 
Kybernetik in Architektur, Planung und Design, hg. v. Oliver Sukrow, Berlin 2018. 
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100 JAHRE GROSS-BERLIN 
PLANUNGSKULTUR UND STADTENTWICKLUNG 
Harald Bodenschatz / Harald Kegler (Hg.) 
Edition Gegenstand und Raum 
Lukas Verlag, Berlin 2020 
224 Seiten, Broschur, zahlreiche Abbildungen, 25 Euro 
 
Mit Beiträgen von Katrin Lompscher, Kathrin Schneider, 
Christoph Bernhardt, Harald Bodenschatz, Thomas Dillin-
ger, Jan Drews, Thomas Flierl, Ephraim Gothe, Corinne 
Jaquand, Harald Kegler, Vincent Sebastian Kühnel, Axel 
Priebs und Markus Tubbesing. 
 
Vor fast hundert Jahren, mitten in der Krise nach dem Ers-
ten Weltkrieg, wurde am 1. Oktober 1920 die Einheitsge-
meinde (Groß-) Berlin geschaffen. Sie sollte die bisherige 
kommunale Zersplitterung und Konkurrenz überwinden. 
Die Stadtfläche wuchs dabei um das Dreizehnfache, die 
Bevölkerungszahl verdoppelte sich von 1,9 auf knapp 3,9 
Millionen; Berlin wurde zur drittgrößten Stadt der Welt. 
Unser Bild der Metropole ist seither ausschließlich jenes 
von Groß-Berlin.  –  Groß-Berlin war und ist immer 
auch ein Spiegel der Planungskultur, des Ringens um Ord-
nung einer chaotisch wachsenden Großstadt. Dazu gehört 
die Suche nach großen Plänen, aber auch der dauernde 
Streit zwischen den Bezirken und dem Berliner Magistrat, 
zwischen Berlin und Brandenburg. Schon der Wettbewerb 
Groß-Berlin (1908-1910) hatte Maßstäbe gesetzt. Die 
Schaffung von Groß-Berlin eröffnete nicht nur eine neue 
Planungskulisse, sondern auch neue Konflikte. Mit Beginn 
der NS-Diktatur wurden die Koordinaten der Planung radi-
kal verändert: Die Kommune verlor drastisch an Einfluss, 
die Grenzen von Groß-Berlin wurden de facto erheblich 
erweitert. Nach dem Zusammenbruch der Diktatur wurde 
das stürmische Wachstum der Metropole gedrosselt, 
nicht zuletzt durch die Spaltung der Stadt.  – Nach 
der Wiedervereinigung stellte sich erneut die Frage nach 
einer strategischen Planungskultur. Heute steht vor allem 
eine bessere Zusammenarbeit von Berlin und Brandenburg 
auf der Tagesordnung. Eine kooperative Planungskultur 
müsste eine Verständigung von Politik, Verwaltung und 
zivilgesellschaftlichen Initiativen über die Entwicklung 
einer nachhaltigen Großstadtregion, aber auch über eine 
neue Qualität öffentlicher Steuerung mit angemessenen 
Institutionen, rechtlichen und finanziellen Instrumenten 

umfassen – nicht zuletzt vor dem Hintergrund europäischer 
Erfahrungen. – In der Publikation werden erstmals im 
Überblick die großen Pläne für die Metropole Berlins seit 
1910 entfaltet, begleitet von politischen wie fach lichen 
Positionen und einem Blick nach Paris und Wien.  
 
 
100 JAHRE GROSS-BERLIN 
PERSPEKTIVEN SIEDLUNGSSTERN 
17. HERMANN-HENSELMANN-KOLLOQUIUM 
Das coronabedingt ausgefallene Kolloquium soll Anfang 
2021 stattfinden. 
 
Berlin und sein Umland präsentieren sich heute als Sied-
lungsstern. Zugleich ist der Siedlungsstern ein Leitbild für 
die wachsenden Metropole im neuen Landesentwick-
lungsplan für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg. 
Doch das Leitbild hat Tradition: Schon im Wettbewerb 
Groß-Berlin 1908-1910 wurde es angedacht, in der Landes-
planung der Weimarer Republik wurde es verfeinert, im 
Generalbebauungsplan von Albert Speer vergröbert und 
von den Planern der DDR für Ost-Berlin und das Umland 
weiterentwickelt. Doch was verbirgt sich hinter diesem 
Leitbild, was macht den Siedlungsstern aus, woraus 
bestehen die Siedlungsstrahlen? –  Als Berlin noch 
eine kleine Stadt war, zur Mitte des 19. Jahrhunderts, war 
sie mit anderen Städten und Dörfern durch große Über-
landstraßen verbunden, die an den Stadttoren ihren Aus-
gang nahmen. Diese Straßen wurden während des stürmi-
schen Wachstums von Berlin insbesondere von den 1890er 
bis 1910er Jahren zu innerstädtischen Radialstraßen. 
Begleitet und massiv gefördert wurde diese Entwicklung 
durch den Ausbau des schienengebundenen Vorortver-
kehrs, dessen Trassen mehr oder minder parallel zu den 
Radialstraßen verliefen und dessen Bahnhöfe Ansatz-
punkte für kleine Stadtteilzentren boten. Das Schienennetz 
wurde im Laufe der Jahrzehnte weiter ausgebaut, zu den 
großen vorindustriellen Radialstraßen kamen in der zwei-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts aber nur noch wenige 
neue Hauptstraßenzüge hinzu. Diese Straßen-Schienen-
Radialstruktur wurde durch Ringe ergänzt: die Ringbahn, 
den inneren Autobahn(teil)ring, den (bislang wenig beach-
teten) äußeren Eisenbahnring und den äußeren Autobahn-
ring. Dieses besondere Ring-Radial-Gerüst spiegelt beides 
wieder: die Tradition des schienengebundenen öffent -

lichen Verkehrs wie die – kürzere – Tradition der autoge-
rechten Stadtregion.  – Die Siedlungsstrahlen verlo-
ren mit zunehmendem Autoverkehr und dem autogerechten 
Stadtumbau nach dem Zweiten Weltkrieg ihre metropolen-
prägende Kraft. Angesichts der aktuellen Verkehrswende 
eröffnet sich jedoch die Chance, sie wieder zu beleben, zu 
festigen und auszubauen, ihre oft vernachlässigten und 
schlummernden Potenziale zu nutzen: Stärkung von kleinen 
Zentren, Sanierung und Neubau von Wohnungen, Qualifi-
zierung der Grünkeile zwischen den Siedlungsstrahlen. Dazu 
kommen die alten und neue Bahnhofsviertel. Doch sind  
wir auch in der Lage, diese einmalige Chance zu nutzen?  
 
BAUHAUS SHANGHAI STALINALLEE HA-NEU 
DER LEBENSWEG DES ARCHITEKTEN  
RICHARD PAULICK 
Thomas Flierl (Hg.)  
Edition Gegenstand und Raum, Neue Folge [1] 
Lukas Verlag, Berlin 2020 
264 Seiten, Klappenbroschur. durchgängig vierfarbig, 
mit zahlr., teils farbige Abbildungen, 30 Euro 
 
Mit Beiträgen von Andreas Butter, Gabi Dolff-Bonekäm-
per, Simone Hain, Ulrich Hartung, Li Hou, Eduard Kögel, 
Tanja Scheffler, Oliver Sukrow und Wolfgang Thöner. 
 
Erst mit der Moderne tritt der immanente Widerspruch 
von Avantgarde und Tradition zutage. Der Lebensweg des 
Architekten Richard Paulick (1903–1979) folgte einer der 
Sinuskurven des 20. Jahrhunderts: zwischen dem Bau-
haus auf dem einen Pol hin zum Bauen in nationalen Tra-
ditionen an der Stalinallee als entgegengesetztem Pol 
und zurück zur erneuten Hinwendung zur Moderne im 
industriellen Bauwesen der DDR. Diese Schwingung 
hatte eine Periodendauer von etwa dreißig Jahren.  
– Das Bauhaus-Jubiläum bot den Anlass, erstmals 
in Form einer Ausstellung und auf der Grundlage neuerer 
Forschungen die Arbeitsbiographie Paulicks zusammen-
hängend nachzuzeichnen. Genauer als bisher können nun 
seine Lebensstationen am und im Umfeld des Bauhaus, 
seine Emigration nach China 1933 bis 1949 und seine Zeit 
in der DDR dargestellt werden.  – Der von Thomas 
Flierl herausgegebene Band dokumentiert die Ausstellung 
im Rahmen der Triennale der Moderne 2019 und umfasst 
ergänzende Essays. 
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